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Unterrichtung
durch das Bundesministerium  
der Finanzen 

Haushaltsführung 2017 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen im zweiten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2017; 
Vierteljährliche Mitteilung gemäß § 37 Absatz 4 Bundeshaus-
haltsordnung i. V. m. § 4 Absatz 2 Haushaltsgesetz 2017 

Bundesministerium der Finanzen
Parlamentarischer Staatssekretär 

Berlin, 27. September 2017

An die 
Präsidentin des Bundesrates 
Frau Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

gemäß § 37 Absatz 4 Bundeshaushaltsordnung in Verbindung mit § 4 Absatz 2 

Haushaltsgesetz 2017 übersende ich die Zusammenstellung der über- und 

außerplanmäßigen Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen im zweiten 

Vierteljahr des Haushaltsjahres 2017. 

Auf die Bitte der Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des Deutschen 

Bundestages erhält diese eine Kopie des gleich lautenden Schreibens zur 

Unterrichtung des Präsidenten des Deutschen Bundestages. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jens Spahn 



 



Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
im zweiten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2017

1. Über- und außerplanmäßige Ausgaben

Einzel- 
plan/ 

Kapitel/ 
Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2017 

T€ 

bewilligte 
über-/außer- 
planmäßige 

Ausgabe 
T€ 

1 2 3 4 

05 Auswärtiges Amt

0501 Sicherung von Frieden und Stabilität

687 32 Humanitäre Hilfsmaßnahmen im Ausland .................................................................. 1.206.000 200.000

Mehrbedarf zur Bewältigung der humanitären Notlagen in Afrika und Jemen. Die 
überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
vom  20. April  2017  dem  Deutschen  Bundestag  und  dem  Bundesrat  mitgeteilt 

worden.

06 Bundesministerium des Innern

0601 Gesellschaft und Verfassung

532 44 Kosten für Veranstaltungen der Verfassungsorgane aus besonderen Anlässen, 

insbesondere für Staatsakte, Staatsbegräbnisse und zentrale 

Gedenkveranstaltungen ............................................................................................. 156 247

Mehrausgaben   zur   Finanzierung   des   staatlichen   Trauerzeremoniells   zum
Gedenken an den verstorbenen ehemaligen Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl.

0633 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

532 02 Behördenspezifische fachbezogene Verwaltungsausgaben (ohne IT)........................ 135.922 55.000

Mehrbedarf für behördenspezifische fachbezogene Verwaltungsausgaben (ohne 

IT). Der erhöhte Bedarf beruht auf einer gegenüber ursprünglichen Planungen 
längeren Dauer der Abarbeitung der anhängigen Asylverfahren aus Vorjahren. Die 

überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
vom  15. Juni  2017  dem  Deutschen  Bundestag  und  dem  Bundesrat  mitgeteilt 
worden.

07 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz

0718 Bundesamt für Justiz

681 02 Entschädigungsfonds für Opfer terroristischer Gewalt ................................................ 700 1.300

Höherer Bedarf  wegen gestiegener Antragszahlen im Zusammenhang mit  den
Entschädigungen für Opfer terroristischer Gewalt.

11 Bundesministerium für Arbeit und Soziales

1102 Rentenversicherung und Grundsicherung im Alter und bei

Erwerbsminderung

632 02 apl   Beteiligung  des  Bundes  an  den  Aufwendungen  für  den  Barbetrag  nach  dem 

dritten Kapitel SGB XII ...............................................................................................                          -               108.000 

Beteiligung des Bundes an den Aufwendungen für den Barbetrag wegen der 

Erhöhung des Vermögensschonbetrags und des Arbeitsförderungsgelds sowie der 
Übernahme des Mehrbedarfs für gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in 
Werkstätten für behinderte Menschen. Die Ausgabe dient der Erfüllung einer 
Rechtsverpflichtung.  Die  Rechtsverpflichtung  beruht  auf  § 136  Zwölftes  Buch 
Sozialgesetzbuch SGB XII. Die außerplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 20. April 2017 dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mitgeteilt worden.
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Einzel- 
plan/ 

Kapitel/ 
Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 

plan 2017 
T€ 

bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Ausgabe 
T€ 

1 2 3 4 

1107 Arbeitswelt im Wandel, Fachkräftesicherung

684 08 Förderung von Maßnahmen zur Stärkung der gesellschaftlichen Verantwortung 

von Unternehmen (CSR-Maßnahmen)....................................................................... 1.105 2.200

Mehrbedarf   zur   Umsetzung   des   Nationalen   Aktionsplans   Wirtschaft   und
Menschenrechte.

12 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

1201 Bundesfernstraßen

526 32 Sachverständige,  Ausgaben  für  Mitglieder  von  Fachbeiräten  und  ähnlichen 

Ausschüssen ............................................................................................................. 500 10.000

Unterstützung der Vorbereitung der Implementierung des

Infrastrukturabgabensystems durch    Sachverständige. Die überplanmäßige
Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 22. Februar
2017 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

14 Bundesministerium der Verteidigung

1408 Unterbringung

821 03 Beschaffung von Liegenschaften für militärische Zwecke und Werterstattungen 

nach § 61 Abs. 1 BHO für bundeseigene Grundstücke sowie 

Restwertentschädigungen.......................................................................................... 1.000 48.000

An die Britischen Streitkräfte in Deutschland zu zahlende Restwertentschädigung 
für   den   Truppenübungsplatz   Bergen   (Niedersachsen).   Die   überplanmäßige 
Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung 
beruht     auf     Art. 52     Absatz     1     Satz 2     des     Zusatzabkommens     zum 
NATO-Truppenstatut. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 30. März 2017 dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

16 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

1601 Umweltschutz

532 05 Internationale Zusammenarbeit.................................................................................. 4.950 36.852

Mehrbedarf bei der Ausrichtung der 23. Vertragsstaatenkonferenz der 
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC). Die überplanmäßige 
Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 15. Juni
2017 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.
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2. Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen (VE)

Einzel- 
plan/ 

Kapitel/ 
Titel/ 
VE 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen VE 

Ansatz VE laut 
Haushalts- 
plan 2017 

T€ 

bewilligte 
über-/außer- 
planmäßige 

VE 
T€ 

1 2 3 4 

02 Deutscher Bundestag

0212

518 01 üpl

Deutscher Bundestag

Mieten und Pachten ................................................................................................... 2.934 13.648

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2019 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2020 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2021 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2022 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2023 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2024 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2025 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2026 bis zu:                                        1.388 T€ 

Im Haushaltsjahr 2027 bis zu:                                        1.156 T€

Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigung zum Abschluss eines Mietvertrages 
über Räumlichkeiten als Ersatzflächen infolge von Nutzungsänderungen der 
Liegenschaft Schadowstraße 12-13 in Berlin. Die überplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigung   ist   mit   Schreiben   des   Bundesministeriums   der 

Finanzen  vom  24. April  2017  dem  Deutschen  Bundestag  und  dem  Bundesrat 
mitgeteilt worden.

08 Bundesministerium der Finanzen

0813

811 01 üpl

Zollverwaltung

Erwerb von Fahrzeugen ............................................................................................. 22.000 17.000

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu:                                      10.000 T€

Im Haushaltsjahr 2019 bis zu:                                        7.000 T€

Ersatzbeschaffung  eines  Zollboots.  Die  überplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigung   ist   mit   Schreiben   des   Bundesministeriums   der 
Finanzen  vom  25. April  2017  dem  Deutschen  Bundestag  und  dem  Bundesrat 
mitgeteilt worden.
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Einzel- 

plan/ 
Kapitel/ 

Titel/ 
VE 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen VE 

Ansatz VE laut 
Haushalts- 

plan 2017 
T€ 

bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

VE 
T€ 

1 2 3 4 

11 Bundesministerium für Arbeit und Soziales

1107 Arbeitswelt im Wandel, Fachkräftesicherung

684 08 üpl Förderung von Maßnahmen zur Stärkung der gesellschaftlichen Verantwortung 

von Unternehmen (CSR-Maßnahmen)....................................................................... 400 3.300

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu: 2.100 T€

Im Haushaltsjahr 2019 bis zu: 700 T€ 

Im Haushaltsjahr 2020 bis zu: 500 T€

Mehrbedarf   zur   Umsetzung   des   Nationalen   Aktionsplans   Wirtschaft   und
Menschenrechte.

12 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

1204 Digitale Infrastruktur

894 03 üpl Unterstützung des flächendeckenden Breitbandausbaus ........................................... 1.730.000 400.000

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu:                                    100.000 T€

Im Haushaltsjahr 2019 bis zu: 250.000 T€ 

Im Haushaltsjahr 2020 bis zu:  50.000 T€

Gewährleistung der Fortsetzung des Förderprogramms des Bundes zur 
Unterstützung des flächendeckenden Breitbandausbaus im Jahr 2017. Die 
überplanmäßige Verpflichtungsermächtigung ist mit Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 9. Mai 2017 dem Deutschen Bundestag 

und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

14 Bundesministerium der Verteidigung

1405 Militärische Beschaffungen

554 12 üpl Beschaffung von Schiffen, Betriebswasserfahrzeugen, Booten, schwimmendem 

und sonstigem Marinegerät........................................................................................ 1.732.800 758.500

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2021 bis zu:                                    151.200 T€ 

Im Haushaltsjahr 2022 bis zu:                                    116.300 T€ 

Im Haushaltsjahr 2023 bis zu:                                    305.600 T€ 

Im Haushaltsjahr 2024 bis zu:                                    150.200 T€ 

Im Haushaltsjahr 2025 bis zu:                                      31.300 T€ 

Im Haushaltsjahr 2026 bis zu:                                        3.900 T€

Mehrbedarf für die Beschaffung Korvette K130, 2. Los. Die überplanmäßige 

Verpflichtungsermächtigung   ist   mit   Schreiben   des   Bundesministeriums   der 
Finanzen  vom  14. Juni  2017  dem  Deutschen  Bundestag  und  dem  Bundesrat 
mitgeteilt worden.
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Einzel- 

plan/ 
Kapitel/ 

Titel/ 
VE 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen VE 

Ansatz VE laut 
Haushalts- 

plan 2017 
T€ 

bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

VE 
T€ 

1 2 3 4 

1407 Sonstiger Betrieb der Bundeswehr

532 01 üpl Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik .................................. 90.364 428.154

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu:                                      61.952 T€ 

Im Haushaltsjahr 2019 bis zu:                                      71.529 T€ 

Im Haushaltsjahr 2020 bis zu:                                      65.745 T€ 

Im Haushaltsjahr 2021 bis zu:                                      65.591 T€ 

Im Haushaltsjahr 2022 bis zu:                                      64.800 T€ 

Im Haushaltsjahr 2023 bis zu:                                      98.537 T€

Für den Abschluss einer Änderungsvereinbarung mit der BWI IT GmbH zum 
Leistungsvertrag  HERKULES-Folgeprojekt,  mit  der  ein  zusätzliches 
Leistungspaket im Hinblick auf eine Weiterentwicklung des IT-Systems der 
Bundeswehr beauftragt werden soll, werden zusätzliche 
Verpflichtungsermächtigungen   in   Höhe   von   428,154   Mio. €   benötigt.   Die 
überplanmäßige Verpflichtungsermächtigung ist mit Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 7. Juni 2017 dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

553 19 apl   Betrieb des Bekleidungswesens................................................................................. - 216.000 

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu:                                      65.200 T€ 

Im Haushaltsjahr 2019 bis zu:                                      81.100 T€ 

Im Haushaltsjahr 2020 bis zu:                                      69.700 T€

Beschaffung von Bekleidung und persönlicher Ausrüstung im Erst- und 
Ersatzbedarf. Die außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigung ist mit Schreiben 

des   Bundesministeriums   der  Finanzen  vom  15. Mai  2017  dem  Deutschen 
Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

16 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und

1601

Reaktorsicherheit
Umweltschutz

532 05 üpl Internationale Zusammenarbeit.................................................................................. 4.800 10.055

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2018 bis zu:                                      18.909 T€

Mehrbedarf bei der Ausrichtung der 23. Vertragsstaatenkonferenz der 
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC). Die überplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigung   ist   mit   Schreiben   des   Bundesministeriums   der 
Finanzen  vom  15. Juni  2017  dem  Deutschen  Bundestag  und  dem  Bundesrat 
mitgeteilt worden.
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3. Über- und außerplanmäßige Ausgaben (ohne Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen)

06 Bundesministerium des Innern

0633 Bundesamt für Migration und Flü

518 02 Mieten und Pachten im Zus

Einzel- 
plan/ 

Kapitel/ 
Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 

plan 2017 
T€ 

über-/außer- 
planmäßige 

Ausgabe 
T€ 

1 2 3 4 

04 Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt
0452 Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien

711 01 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten…….…………………….......................... - 453
B

Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Diese
beruht  auf  vertraglichen  Verpflichtungen  für  Umbaumaßnahmen  im 
Zusammenhang mit der Neuanmietung weiterer Büroflächen in Berlin für die 
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien.

chtlinge

ammenhang mit dem Einheitlichen 

Liegenschaftsmanagement ........................................................................................                19.868                 40.132 

Mehrbedarf zur Anmietung zusätzlicher Liegenschaften für eine flächendeckende 
Aufnahme, Erfassung und Anhörung von Asylsuchenden durch das BAMF. Die 
überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die 

Rechtsverpflichtung beruht auf vertraglichen Grundlagen. Die überplanmäßige 
Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 21. Juni

2017 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.
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